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das Attentat für die sozialdemokratische
Bewegung in ihrer Gesamtheit zu rekla-
mieren. Adlers Schüsse wurden zum
„Angelpunkt einer Legende von der re-
volutionären Kontinuität“ der öster-
reichischen Sozialdemokratie.3

Ansätze zur Umstilisierung der eige-
nen Vergangenheit, vor allem zum
Zweck des Vergessenmachens der un-
verhohlen sozialpatriotischen Haltung
der ersten beiden Kriegsjahre, waren
schon kurz vorher ersichtlich. Am 15.
Oktober 1916, sechs Tage vor den Ereig-
nissen im Speisesaal des Hotels Meißl &
Schadn in Wien, schrieb Austerlitz in ei-
ner Polemik gegen Friedrich Adler: 

„Wenn Kautsky (der als Zentrist in
Deutschland ähnliche Positionen wie
Friedrich Adler vertrat, H.H.) der Mehr-
heit vorwirft, sie habe an Stelle des Klas-
senkampfes den Burgfrieden gesetzt, so
wird in unserem Wirken davon keine
Spur zu entdecken sein. Auch dass wir an
Stelle der Internationalität des Proleta-
riats ‚die nationale Solidarität aller Klas-
sen‘ verkündet haben, wird kein wahr-
heitsliebender Mensch behaupten kön-
nen. Wir haben keine Kredite bewilligt
und aus der Kreditbewilligung keine
neue Politik abgezogen.“4

Die rechte Mehrheit der Parteiführung
begann also die Tatsache, dass das Parla-
ment im März 1914 von der Regierung
wieder einmal vertagt und bei Kriegsaus-
bruch für geschlossen erklärt worden war,
ihr also die Gretchenfrage des offenen
Einbekennens ihrer Staatsloyalität erspart
blieb, als Beweis für die eigene „Un-
schuld“ und „ungebrochene Kontinuität
einer klassenorientierten Politik“ propa-

nommenen Grundposition der Erhaltung
der Donaumonarchie und der damit un-
weigerlich verbundenen Kontinuität der
politischen Unterstützung des Regimes
(jetzt gegen die gemeinsame Gefahr re-
volutionärer Entwicklungen) nur in
Worten erschöpfen konnte und in der
Parole von der „Abrechnung nach dem
Krieg“ Ausdruck fand.

Erläutern wir die wichtigsten Elemente
des neuen zentristisch-sozialpazifisti-
schen Kurses am Verlauf der Ereignisse
zwischen Herbst 1916 und Herbst 1917.

FFoollggeenn ddeess AAddlleerr-AAtttteennttaattss
Dass Friedrich Adler am 21. Oktober

1916 mit seinem Attentat auf den k.k.
Ministerpräsidenten Stürgkh gerade in
dem Augenblick die Symbolfigur des
kriegsabsolutistischen Regimes tötete,
als dieses unverkennbar in eine Sack-
gasse geraten war und kurz vor seiner
Ablösung durch elastischere Formen
stand, war ein historischer Zufall. Wenn
Otto Bauer später schrieb, dass Frie-
drich Adlers Akt ein „Wendepunkt“ in
der Geschichte der Arbeiterbewegung
gewesen sei1, dann muss seine Ein-
schätzung dahingehend ergänzt werden,
dass das System Stürgkh als nicht mehr
den neuen Erfordernissen entsprechend
früher oder später ohnehin gefallen wä-
re und Friedrich Adlers Schüsse diesen
Prozess nur beschleunigten.

Die Antwort der Partei war zunächst
blankes Entsetzen. Friedrich Austerlitz
stellte das Attentat als Einzelaktion eines
aus den seelischen Fugen geratenen
Menschen hin und nannte es die Folge
einer getrübten Urteilskraft des Täters.2
Als sich aber schon sehr bald gewisse
positive Wirkungen des Attentats für die
Gesamtpartei abzeichneten und sich an-
lässlich des Prozesses die von Anfang an
vorhandenen Sympathien der Arbeiter-
schaft für Friedrich Adler noch erheblich
verstärkten, begann der Parteivorstand
den 21. Oktober 1916 umzuwerten und

Der durch die Krise des Habsbur-
gerreiches 1916/17 erzwungene
Wechsel der Machthaber zu fle-

xibleren Herrschaftsmethoden erforderte
auch von der Sozialdemokratie eine ver-
änderte Politik. Deren Wesen lag darin,
der Parteiführung eine Balance zwischen
ihrer nach wie vor monarchietreuen Hal-
tung und der nötigen Rücksichtnahme auf
die Stimmung der Basis zu verschaffen.
Unter dem Eindruck der nun in Bewe-
gung geratenden, aufbegehrenden und
wieder zum Kampfmittel des Streiks
greifenden Arbeitermassen stand sie vor
der Wahl, die Entwicklung entweder re-
aktionslos weiterlaufen zu lassen und da-
mit eine Spaltung ähnlich der in Deutsch-
land zu riskieren, oder eine Anpassung an
die neue Situation durch Überbordwerfen
überholter Burgfriedenspositionen zu
vollziehen. Die österreichische Sozialde-
mokratie, für die die erste Alternative
nach ihrer gesamten Tradition seit Hain-
feld undenkbar war (was in der Maxime
der „Erhaltung der Einheit der Partei um
jeden Preis“ Ausdruck fand), entschied
sich für den zweiten Weg. 

Um den zweiten Weg mit Aussicht auf
Erfolg beschreiten zu können, waren zu-
mindest vier Voraussetzungen nötig: a)
Abkehr von der offen sozialpatriotischen
Haltung der ersten beiden Kriegsjahre
(Schlagwort des Parteivorstandes: „Be-
dauerliche Überspitzungen, die restlos
überwunden sind“); b) Verstärkung der
Friedenspropaganda (die mit dem neuen
Regierungskurs vollkommen in Einklang
stand); c) Verschärfung der Kritik an be-
stimmten Auswüchsen des Systems, wel-
che die Arbeiterschaft besonders erreg-
ten (Willkürakte militärischer Betriebs-
leiter, Schlamperei und Unfähigkeit im
Behördenapparat, durch Anprangern von
ungerechten Urteilen der Militärjustiz,
von Schiebern, Kriegsgewinnlern usw.);
d) Hinwendung zu einem radikaleren
Auftreten vor den Massen, das sich al-
lerdings auf der von der Partei einge-
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gandistisch für sich auszuwerten. Ähnli-
che Töne schlug Victor Adler auf der
Reichskonferenz im November 1916 an,
als er in seinem Referat „Das Proletariat
und der Friede“ alle Genossen aufforder-
te, man möge endlich aufhören, vom 4.
August 1914 zu reden, da es in Österreich
einen 4. August nicht gegeben habe.5

Überhaupt zeigte die 3. Reichskonfe-
renz im Kriege, die zwölf Tage nach
dem Attentat Friedrich Adlers vom
2. bis 4. November 1916 im Favoritner
Arbeiterheim tagte und von 255 Dele-
gierten beschickt war, bereits einige
neue, bemerkenswerte Aspekte. Erst-
mals rang sich der Parteivorstand dazu
durch, in der von Victor Adler vorge-
schlagenen Resolution „Die Arbeiter
und der Friede“ von der österreichischen
Regierung die Herbeiführung eines Frie-
dens ohne Eroberungen zu fordern.6 Ein
Abänderungsantrag der nun von Robert
Danneberg repräsentierten innerparteili-
chen Opposition, der „Linken“, in dem
diese Forderung schärfer („ohne direkte
und indirekte Eroberungen“) formuliert
werden sollte, wurde zwar mehrheitlich
abgelehnt, ein Unterschied zur SPD der
Ebert und Scheidemann, die Annexio-
nen nach wie vor befürwortete, war aber
bereits zu erkennen.7

DDeerr AArrbbeeiitteerrttaagg 11991166
Im Teil 2 der Artikelserie haben wir

die Pionierrolle des seit 28. Oktober
1916 amtierenden k.k. Ministerpräsi-
denten Ernest v. Koerber bei der Einfä-
delung des neuen Verhältnisses der
herrschenden Klassen zur Sozialdemo-
kratie geschildert. Ein Schritt in diese

gegebene ungekürzte Protokoll des Ar-
beitertages mit seiner Fülle lebendiger
Schilderungen von Willkür, innerbe-
trieblichen Schikanen, Gängelung und
Unterdrückung der Arbeiterschaft für
den Historiker von größtem Wert.
Gleichzeitig unterstrichen jedoch Karl
Seitz, Victor Adler und Engelbert Per-
nerstorfer in ihren Wortmeldungen den
friedlichen Appellcharakter der Konfe-
renz, wobei sie die Bereitschaft erkennen
ließen, nach Abstellung der gröbsten
Missstände der Durchhaltestrategie der
herrschenden Klassen weiterhin die
Mauer zu machen.

Der Arbeitertag 1916 war ein wichti-
ger Markstein auf dem Weg des Ein-
schwenkens der Machthaber zum Be-
schwichtigungskurs. Die ernüchternden
Berichte über die unhaltbar gewordenen
Zustände in den Kriegsleistungsbetrie-
ben schienen die anwesenden Vertreter
der Ministerien doch beeindruckt zu ha-
ben, und das führte, verbunden mit dem
immer stärker werdenden Druck der Ar-
beitermassen, im Winter 1916/17 und
im Frühjahr 1917 endlich zu konkreten
gesetzlichen Maßnahmen auf sozialpoli-
tischem Gebiet, worüber im Teil 2 be-
reits berichtet wurde.9

DDiiee FFrriieeddeennsskkaammppaaggnnee
Verglichen mit der Kirchhofsruhe der

beiden vorangegangenen Jahre begann
sich die öffentliche Tätigkeit der Partei
ab Ende 1916 geradezu zu überschla-
gen. Am 3. Dezember forderte ein Ver-
trauensmännertag der steirischen Arbei-
terschaft von der Regierung, auf „jede
Eroberungsabsicht“ zu verzichten.10

Am 9. und 10. Dezember 1916 ging
man auf der Landeskonferenz der nie-
derösterreichischen Sozialdemokratie
im Arbeiterheim Margareten noch wei-
ter, als in der einstimmig beschlossenen
Resolution zum ersten Mal nicht mehr
von der „Notwendigkeit der Landesver-
teidigung“, sondern nur von der, dem
Krieg ein „annexionsloses Ende“ zu
machen, die Rede war.11

Auf dieser Konferenz kam es zu ei-
nem Zwischenfall, der ein bezeichnen-
des Licht auf die systemkonforme Hal-
tung der Parteiführung wirft und ver-
deutlicht, wie sehr die nun in den Vor-
dergrund gestellten Friedensbestrebun-
gen nicht nur von der Massenstimmung,
sondern auch von der Politik der kaiser-
lichen Regierung abhingen und beein-
flusst wurden. Als nämlich Paul Rich-
ter, einer der Referenten der Lan-
deskonferenz, darüber Beschwerde
führte, „dass die Partei die Friedenspro-

Richtung war die Erlaubnis zur Einbe-
rufung eines „Arbeitertages“.

Die Initiative entsprang der Erkennt-
nis der „flexiblen“ Kapitalgruppe, dass
sich im Verlauf des Krieges zwischen
der Partei- und Gewerkschaftsführung
und den Arbeitermassen eine Kluft auf-
getan hatte, die ständig größer wurde
und langsam bedrohliche Dimensionen
annahm. Sie war daher ab dem Spät-
herbst 1916 geneigt, der Sozialdemo-
kratischen Partei und der Gewerk-
schaftskommission entgegenzukommen
und beiden Organisationen durch dekla-
rativ gezeigte Kompromissbereitschaft
den Rücken zu stärken. Sie wusste, dass
sie die immer unzufriedener und aufsäs-
siger werdende Arbeiterschaft nur im
Zusammenwirken mit einer Partei- und
Gewerkschaftsspitze bändigen konnte,
die in dem so heiklen Bereich der be-
trieblichen Arbeitsbeziehungen Mas-
senkampfmethoden weiterhin ablehnte.

Die Sozialdemokratie nahm den ihr
von Koerber zugeworfenen Ball sofort
auf und berief im Einvernehmen mit der
Regierung für den 5. November 1916 ei-
nen „Arbeitertag“ in das Arbeiterheim
Favoriten in Wien ein. An ihm nahmen
die Obmänner, Sekretäre und Vertrau-
ensleute der einzelnen Gewerkschaften
sowie die Führer der Partei teil. Vertreter
des Militärs und der österreichischen Mi-
nisterien waren als Gäste geladen. Über
1.000 Delegierte fanden sich ein.

Zweck des Arbeitertages war, die La-
ge der Arbeiterschaft im Kriege zu erör-
tern und „Vorschläge für die Neugestal-
tung des Arbeiterrechts im Kriege zu er-
statten“.8 Karl Seitz umriss in seiner
Eröffnungsrede nicht nur Sinn und
Zweck der Tagung, sondern steckte zu-
gleich auch den Rahmen ab. Er wie alle
anderen Sprecher schworen Aktionen
kämpferischen Charakters von vornher-
ein ab und beschränkten sich darauf,
Mahnungen an die Einsicht der kaiserli-
chen Ministerialbürokratie zu richten. 

Der Arbeitertag 1916 zählt zu den Pa-
radebeispielen für die politische Praxis
der austromarxistischen Führer. Den
Vertrauensmännern der Gewerkschaften
wurde ein breites Feld für ihre Kritik an
den üblen Erscheinungen des Kriegs-
wirtschaftssystems eingeräumt. Diese
Kritik war scharf und klang für die Oh-
ren der ArbeiterInnen in den Betrieben
sehr radikal. Der ohnehin schon gekürzte
und im Ton abgeschwächte Wortlaut der
Diskussionsbeiträge in der Arbeiter-Zei-
tung musste vom Kriegsüberwachungs-
amt an mehreren Stellen zensuriert wer-
den. Auf jeden Fall ist das 1920 heraus-

Victor Adler (1852–1918)
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zember und Jänner gegebene Gelegen-
heit, aus Anlass der Friedenspropaganda
wieder eine auf die Massen wirkende
Tätigkeit zu entfalten, war der Parteilei-
tung sichtlich sehr willkommen.“16

DDiiee KKoommööddiiee uumm ddeenn 11.. MMaaii 11991177
Unter solchen Umständen musste das

Herannahen des 1. Mai 1917 die Frage
nach dem Verhalten aufwerfen. In den
Jahren 1915 und 1916 war den staatli-
chen Behörden diese Sorge noch von der
Sozialdemokratie abgenommen worden.
Die Partei- und Gewerkschaftsführung
hatte damals im Zeichen des Burgfrie-
dens die ArbeiterInnen aufgerufen, auf
Maikundgebungen freiwillig zu verzich-
ten, um die Kriegsproduktion nicht zu
„unterbrechen“ und zu „stören“.17 Erst
nach Beendigung der Arbeit führte die
Partei an den Abenden des 1. Mai 1915
und 1916 in Lokalen ihre Feiern durch.
Nun aber, da der Kampfwille der Massen
so sichtbar anzuschwellen begann, hielt
es die Regierung für angezeigt, einen an-
deren Weg zu wählen. 

Am 21. April stellte das Kriegsministe-
rium, eindeutig auf höhere Weisung, den
militärischen Betriebsleitern in einem ge-
heimen Erlass frei, Feiern zum 1. Mai
durch Arbeitsruhe zu gestatten.18 Die So-
zialdemokratische Partei, die davon
nichts wusste, rief hingegen am 22. April
1917 die Arbeiterschaft auf, die Maifeier
erneut in der „Kriegsform“, als Abend-
veranstaltung, zu begehen.19 Offenbar
fürchtete man, dass – angesichts der kata-
strophalen Ernährungslage – ein Feiern
des 1. Mai durch Ruhen der Arbeit die
Massen zu weiteren, schwer kanalisierba-
ren Streikaktionen ermuntern könnte.

Irgendwie gelangte aber dem sozialde-
mokratischen Metallarbeiterverband der
Erlass des Kriegsministeriums zur
Kenntnis. Er wandte sich daraufhin an
den Parteivorstand und forderte ihn auf,
seine Stellungnahme zur Maifeier zu re-
vidieren. Man geht nicht fehl in der An-
nahme, dass die Indiskretion von der kai-
serlichen Regierung selbst ausging, die
auf diese Weise der Sozialdemokratie ei-
ne Änderung ihres Beschlusses nahe le-
gen wollte. Prompt erschien am 27. April
in der Arbeiter-Zeitung ein großer Auf-
ruf an alle Arbeiter und Arbeiterinnen,
den 1. Mai, so wie früher gewohnt, durch
Arbeitsruhe zu feiern.20 Diese vollkom-
mene Kehrtwendung binnen weniger Ta-
ge zeigt, dass die österreichische Sozial-
demokratie während des Krieges nie
auch nur einen Zentimeter über den von
den Machthabern abgesteckten Hand-
lungsspielraum hinausging.

Der Verlauf des 1. Mai 1917 bestätig-
te die von der Regierung ausgegangene
Initiative. Er stand ganz im Zeichen der
Friedenspropaganda und der Sympa-
thiebekundungen für die russische
Märzrevolution. Zu den befürchteten
Zwischenfällen kam es eben aufgrund
der Behördentaktik, den ArbeiterInnen
die traditionellen Maifeiern „wohlwol-
lend“ zu gestatten, nirgends.

IImm FFaahhrrwwaasssseerr CCzzeerrnniinnss
Am 16. März 1917 wurde in Öster-

reich der Sieg der bürgerlich-demokra-
tischen Revolution in Russland und die
Abdankung des Zaren bekannt. Die So-
zialdemokratische Partei begrüßte die
Umwälzung in Russland und nannte sie
den bisher „stärksten Schlag, der gegen
den Krieg geführt worden ist“.21 Am
27. März 1917 hielt Victor Adler auf
einer Friedensversammlung im Favorit-
ner Arbeiterheim eine Rede, deren
Kernsätze lauteten:

„Wir wissen, dass wir uns gegenüber
nicht mehr das Russland haben, das re-
präsentiert war durch das verhassteste
Regime, durch den Zaren, gegen den un-
ser Land zu verteidigen auch für uns, die
wir wirklich den Krieg nicht wollten, ein
Grund war, uns zu wehren. Heute haben
wir nicht mehr den russischen Zaren drü-
ben, sondern Russland ist das russische
Volk, dem wir nicht Hass, sondern Liebe
entgegenbringen, Liebe und Solidarität
(lebhafter Beifall). Ein freies Russland
ist nicht der Schrecken für Europa (...)
Ein freies Russland (...) hört auf, eine
Gefahr für Europa zu sein.“22

Damit deutete Victor Adler genau das
an, was die Partei als offizielle Begrün-

paganda nicht in dem Maße und mit der
Kraft betreibe, wie es wünschenswert
erscheine“, und forderte, dass man in al-
len Versammlungen davon sprechen
solle und die sozialdemokratische Pres-
se dabei „ihre Pflicht erfüllen“ müsse,
wandten sich die zwei anwesenden Mit-
glieder des Parteivorstandes, Karl Seitz
und Adelheid Popp, dagegen.12

Wenige Tage später war das aber zur er-
klärten Politik der Parteiführung gewor-
den, weil die kaiserliche Regierung im Zu-
sammenhang mit dem am 12. Dezember
1916 verkündeten Friedensangebot der
Mittelmächte der Sozialdemokratie die
Abhaltung frei zugänglicher Versammlun-
gen zum Thema Frieden gestattete.

Die erste derartige Friedensversamm-
lung fand am 28. Dezember 1916 im Ar-
beiterheim Favoriten statt. Hatte die
Parteispitze bisher über mangelndes In-
teresse der Basis für die Organisation
klagen müssen, so stand sie nun vor der
Tatsache, dass die Versammlungen wie-
der sehr stark besucht wurden. Der Auf-
schwung des politischen Selbstbewusst-
seins der österreichischen Arbeiter und
Arbeiterinnen war unübersehbar. Im Ar-
beiterheim fanden sich am 28. Dezember
nicht weniger als 1200 Zuhörer ein. Vic-
tor Adler sprach über „Die Sozialdemo-
kratie und die Friedensvorschläge“13,
und der zur Beobachtung entsandte Poli-
zeikommissär konnte befriedigt das Feh-
len von „Zwischenfällen oder Anlässen
zum Einschreiten“ konstatieren.14

Im Jänner und Februar 1917 setzte die
Partei die Versammlungswelle über die
Friedensfrage in verstärktem Maß fort.
Die Kundgebungen, auf denen neben an-
deren Victor Adler, Friedrich Austerlitz,
Karl Leuthner, Robert Danneberg, Karl
Seitz, Therese Schlesinger und Adelheid
Popp referierten und die durchwegs mas-
senhaft besucht waren, hielten sich nach
Ansicht der beobachtenden Polizeiorga-
ne „im zulässigen Rahmen“.15 Ein zu-
sammenfassender Bericht der Polizeidi-
rektion Wien an das Ministerium des In-
neren vom 23. März 1917 pries die
„staatsmännische Klugheit der maßge-
benden Parteiführer“, warnte aber davor,
dass „ein großer Teil der Arbeiterschaft
mit dem maßvollen Verhalten der Führer
nicht einverstanden“ sei. Der eigentliche
Sinn der Versammlungskampagne kam
dann im Polizeibericht so zu Ausdruck:

„Die Führer sind sich wohl bewusst,
dass eine radikale Politik nicht an der
Zeit ist und muss (sic!) diese ihre Über-
zeugung gegen eine Minderheit verteidi-
gen, die für eine radikalere Arbeit emp-
fänglicher wäre. Die der Partei im De-

Friedrich Adler (1879–1960)
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dung für ihren Kurswechsel im Jahr
1917 hervorkehren sollte: So lange die
„deutsche Kultur“ Mitteleuropas vom
Zarismus bedroht war, so lange musste
die Partei auf dem Boden der „Vater-
landsverteidigung“ stehen und den
Krieg ihrer eigenen Regierung unterstüt-
zen. Nun aber, da in Russland die De-
mokratie gesiegt habe, sei es möglich,
von der österreichischen Regierung ei-
nen Frieden „ohne Annexionen und
Kontributionen“ zu fordern.

Hier traf sich die Linie der Sozialde-
mokratie exakt mit der des k.u.k. Außen-
ministers Ottokar Czernin, der alles dar-
ansetzte, um die Politik des Parteivor-
standes in einem für die Zukunft der
Monarchie günstigen Sinne zu aktivie-
ren. Czernin, ein Hauptträger der von der
„österreichisch-patriotischen“ Kapital-
fraktion initiierten Systemauflockerung,
suchte der Krise Österreich-Ungarns
durch einen baldigen Friedensschluss zu
begegnen, was nur gelingen konnte,
wenn man Deutschland als den dominie-
renden und die Richtlinien der imperiali-
stischen Politik der Mittelmächte bestim-
menden Bündnispartner ebenfalls frie-
densgeneigt machte.23 Für die Errei-
chung dieses Zieles setzte er bewusst auf
die Karte einer engen Zusammenarbeit
mit den sozialdemokratischen Parteifüh-
rern, um deren pazifistische Deklaratio-
nen für bestimmte Schachzüge gegenü-
ber der Politik der deutschen Reichsre-
gierung zu benützen.24 Czernin begrüßte
deshalb die für Sommer 1917 angesetz-
ten Friedensbesprechungen europäischer
sozialdemokratischer Parteien in Stock-
holm und machte die Teilnahme öster-

eigenen Regierungen nicht überzeugt ist,
sie nicht propagiert, dass es keinen rück-
sichtslosen revolutionären Kampf führt,
dass es gegen ihn die allerplattesten –
und erz,marxistisch‘ klingenden – Aus-
flüchte erfindet.“27

Als Repräsentanten des Zentrismus
nannte Lenin die Gruppe Kautsky, Haa-
se, Ledebour in Deutschland, Longuet in
Frankreich, Snowden und MacDonald in
England, Turati in Italien, Grimm in der
Schweiz und „Victor Adler und Co. in
Österreich“.28 Nach seiner Ansicht war
also die österreichische Sozialdemokra-
tie nach ihrer Wandlung 1916/17 in ihrer
Gesamttendenz der zentristischen Strö-
mung zuzurechnen, war auf Positionen
übergegangen, die vormals die opposi-
tionelle „Linke“ vertreten hatte.

Dass die Partei damit keineswegs auf
die Linie der Niederlage und des Sturzes
der eigenen Regierung durch revolu-
tionäre Massenaktionen eingeschwenkt
war, bedarf keiner Erörterung und kam
in ihrer Ende Mai 1917 veröffentlichten
Erklärung zur Vorkonferenz in Stock-
holm auch klar zum Ausdruck:

„Das Zerschlagen einmal bestehender
großer Staats- und Wirtschaftsgebiete
wäre lediglich der Bourgeoisie der
Großstaaten dienlich, die natürlich die
vielen Kleinstaaten leichter gegeneinan-
der ausspielen und beherrschen könnten
(...) Gegenüber gewissen Vorwänden,
es handle sich in diesem Krieg um die
Befreiung der kleinen Völker Öster-
reichs, stellen die Delegierten fest, dass
der österreichische Staat die kleinen
Nationen nicht unterdrücke, sondern ih-
re nationale Existenz erhalte.“29

Damit erfüllte die Sozialdemokratie
die von Czernin und seinen Hintermän-
nern erwartete Gegenleistung: die Fort-
dauer der Donaumonarchie zu rechtferti-
gen und in deren unverletzlicher Erhal-
tung eine ihrer vornehmlichsten Aufga-
ben zu sehen. Aber auch das sollte sich
nur ein Jahr später, im Sommer 1918,
unter dem Zwang der Verhältnisse noch
ändern, als die Partei auf die Positionen
des von Otto Bauer ausgearbeiteten
„Nationalitätenprogramms der ‚Lin-
ken‘“ überging, das Selbstbestimmungs-
recht der Nationen bis zum Recht auf
staatliche Lostrennung anerkannte und
auf diese Weise ihr eigentliches Anlie-
gen untermauerte: den Anschluss des
deutschsprachigen österreichischen
Staatsgebiets an Deutschland.30

DDeerr PPaarrtteeiittaagg 11991177
Trotz aller Friedensbeteuerungen und

radikal klingender Deklarationen konnte

reichischer Delegierter (Victor Adler,
Seitz, Renner u.a.) an ihnen möglich.

Die Parteiführer bestimmten ihre Hal-
tung für Stockholm so: „1. dass sie einen
Friedensschluss ohne Annexionen for-
dern; 2. dass sie alle bürgerlichen Regie-
rungen und herrschenden Bourgeoisien
in gleicher Weise für den Krieg verant-
wortlich halten und darum auch für einen
allgemeinen Frieden ohne Entschädi-
gungen eintreten. Sie sind deshalb auch
der Meinung, dass die Beantwortung der
Schuldfrage abgelehnt werden müsse.“25

Augenzeugen der im Mai 1917
durchgeführten Vorkonferenz in Stock-
holm berichten, dass der schwedische
Sozialistenführer Branting über den
„unglaublichen Unterschied“, den es
nunmehr „zwischen den offiziellen so-
zialdemokratischen Anschauungen in
Berlin und Wien“ gab26, höchst ver-
wundert war. Victor Adler hatte sich
bis Herbst 1916 mit der Kriegspolitik
der Mehrheitssozialdemokraten in
Deutschland, der Gruppe Ebert-Schei-
demann, vorbehaltlos solidarisiert. In
Stockholm zeigte sich aber bereits, dass
mit dem gleitenden Übergang der öster-
reichischen Sozialdemokratie auf die
Positionen des Zentrismus für sie eine
Distanzierung von der Strömung des
Sozialchauvinismus nötig wurde.

Das erkannte auch Lenin, der in seiner
im April 1917 verfassten Schrift „Die
Aufgaben des Proletariats in unserer Re-
volution“ die drei Linien, die sich
während des Weltkrieges innerhalb der
internationalen sozialistischen Bewegung
herausgebildet hatten, beschrieb. Zur er-
sten Strömung, den Sozialchauvinisten,
zählte er Plechanow in Russland, Ebert
und Scheidemann in Deutschland, Gues-
de in Frankreich, Bissolati in Italien,
Hyndman in England und andere. Die
zweite Strömung, das „Zentrum“, das
„zwischen den Sozialchauvinisten und
den Internationalisten der Tat schwankt“,
charakterisierte Lenin wie folgt:

„Das ganze ‚Zentrum‘ beteuert hoch
und heilig, sie seien Marxisten, Interna-
tionalisten, sie seien für den Frieden, für
jederlei ‚Druck‘ auf die Regierungen, für
jederlei ‚Forderungen‘ an die eigene Re-
gierung, sie solle ‚den Friedenswillen
des Volkes kundtun‘, sie seien für alle
möglichen Kampagnen zugunsten des
Friedens, für einen Frieden ohne Anne-
xionen usw. usf. – und für den Frieden
mit den Sozialchauvinisten. Das ‚Zen-
trum‘ ist für die ‚Einheit‘, das ‚Zentrum‘
ist ein Gegner der Spaltung (...) Der Kern
der Sache ist, dass das ‚Zentrum‘ von der
Notwendigkeit der Revolution gegen die

Ottokar Czernin (1872–1932)



schaftliche und politische Krise zur poli-
tischen Aufrüttelung der Volksmassen
und zur Beschleunigung des Sturzes der
kapitalistischen Klassenherrschaft aus-
zunützen“, nicht entsprochen habe.

Weitere Punkte der Erklärung waren:
Forderung nach offener Diskussion aller
Streitfragen und nach stärkerer innerpar-
teilicher Demokratie: „Nur auf diese
Weise können wir das Monopol einiger
Führer auf das politische Denken bre-
chen, die Masse selbst zu politischem
Denken erziehen, ihren blinden Auto-
ritätsglauben, der mit dem Wesen einer
demokratischen Partei unvereinbar ist,
überwinden“; für energische Aktionen
der Partei für den Frieden durch Massen-
versammlungen und Massendemonstra-
tionen; gegen die Beschränkung der Par-
teitätigkeit auf „kleine Verbesserungen
für einzelne Arbeiterschichten“; gegen
den Reformismus, „in dem die Partei im-
mer mehr aufzugehen droht“; für Klas-
senkampf: „Die wichtigste Aufgabe der
Partei ist und bleibt der Kampf gegen die
wirtschaftliche und politische Herrschaft
des Kapitals“; Bekämpfung, nicht
„Überredung“ und „Appellierung an die
Einsicht der herrschenden Klassen“; ge-
gen den von Karl Renner vertretenen Mi-
nisterialismus als direkter Folge des Re-
formismus: „Wir lehnen jedes dauernde
Bündnis mit den bürgerlichen Parteien,
jede Blockpolitik, wir lehnen jede Bewil-
ligung des Budgets des Klassenstaates,
jede Bewilligung von Kriegskrediten, je-
de Teilnahme an bürgerlichen Regierun-
gen unbedingt ab.“34

Starke Worte, die sich selbst so man-
che kommunistische Partei der Gegen-
wart nicht mehr in den Mund zu neh-
men getraut. Im selben Atemzug mit
diesen höchst entschlossen und radikal
klingenden Formulierungen versicherte
die Linke jedoch:

„Wir streben nicht die Spaltung der
Partei an. Wir wollen innerhalb der
Partei, innerhalb ihrer Organisationen
unsere Ansichten verbreiten, ihnen die
Mehrheit der Parteimitglieder gewin-
nen und auf diese Weise die Haltung
der Partei verändern.“35

Die Absicht der Linken, die Haltung
der Partei in ihrem Sinne zu ändern, war
aber nicht mehr das entscheidende Krite-
rium. Wie bereits gezeigt wurde, hat die
österreichische Sozialdemokratie schon
Monate vor dem Parteitag ihre Politik
sukzessive auf den von den Linken ver-
tretenen Zentrismus umgestellt. Victor
Adler hatte daher von seiner Warte aus
recht, wenn er auf dem Parteitag die
wichtigsten Kritikpunkte der Linken als
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auch nach der Adaptierung gewisser zen-
tristischer Positionen von einem Nach-
lassen der Spannung zwischen
Parteiführung und Basis keine Rede sein.
Im Gegenteil, die Kluft wurde 1917 von
Monat zu Monat bedrohlicher.31 Der Par-
teivorstand erkannte, dass eine erneute
Rettungsaktion das Gebot der Stunde
war. Das Einschwenken auf die „mittle-
re“ Linie hatte sich seit der Jahreswende
1916/17 schrittweise, vorsichtig, tastend
und für viele ArbeiterInnen zuwenig
merklich vollzogen. Deshalb erachteten
die Parteiführer es für notwendig, die
Wendung nach links stärker zu betonen,
sie vor den Massen demonstrativ hervor-
zukehren und ihr eine offizielle, verbind-
liche Grundlage zu schaffen. Das gesch-
ah auf dem Parteitag der österreichischen
Sozialdemokratie im Oktober 1917.

Er trat am Abend des 19. Oktober zu
seiner Eröffnungssitzung im großen
Saal des Arbeiterheims in Wien-Favo-
riten zusammen. Es waren 283 Dele-
gierte erschienen. Die Verhandlungen
dauerten fünf Tage und waren am
24. Oktober beendet.

Der Parteitag begann mit einem psy-
chologisch wohl berechneten Effekt.
Unmittelbar nach der Begrüßung der
TeilnehmerInnen verlas Skaret eine
Sympathiekundgebung für Friedrich
Adler und brachte sie zur Annahme.32

Aus dem „linken Querulanten“ von
einst, den der Parteivorstand am Tage
nach dem Attentat verleugnet hatte, war
der Held und Märtyrer der österreichi-
schen Sozialdemokratie geworden.

Im Anschluss an die Eröffnungsrede
Victor Adlers und die recht kurzen,
ganz auf organisatorische Fragen zuge-
schnittenen Berichte kam der Parteitag
zu jenem Tagesordnungspunkt, der die
Beratungen völlig beherrschen sollte.
Gabriele Proft bestieg die Rednertribü-
ne und verlas die von 50 Delegierten
unterstützte „Erklärung der Linken“.
Sie hatte Otto Bauer, der Mitte Septem-
ber 1917 aus der russischen Kriegsge-
fangenschaft nach Österreich zurückge-
kehrt war, verfasst. Otto Bauer war
zwar Delegierter des Parteitages, ergriff
aber nicht das Wort, weil ihm als Ar-
meeangehörigen eine öffentliche politi-
sche Betätigung untersagt war.33

In der „Erklärung der Linken“ wurde
die Haltung des Parteivorstandes in den
ersten beiden Kriegsjahren scharf kriti-
siert und angeprangert, dass seine Politik
der von der II. Internationale auf ihren
Kongressen in Stuttgart (1907) und Ko-
penhagen (1910) festgelegten Pflicht, die
„durch den Krieg herbeigeführte wirt-

„Klopfen von alten Kleidern“ bezeichne-
te. Es stellt sich die Frage, warum der
Parteivorstand im Oktober 1917 diese
Dinge wieder aufwärmte und den Linken
plötzlich eine so breite Möglichkeit für
ihre Kritik einräumte. Und die Antwort
ist, dass der Parteivorstand das mit voller
Absicht tat, um den „Übergang nach
links“ den Arbeitermassen, die den
Wortlaut der Verhandlungen in der Ar-
beiter-Zeitung zensurlos verfolgen konn-
ten, als dramatischen, „prinzipiellen
Wendepunkt“ der Politik der Partei zu
präsentieren. Oft kann man sich bei der
Lektüre des Protokolls des Eindrucks
nicht erwehren, dass der Text der „Er-
klärung der Linken“, die Reaktion des
Parteivorstandes, ja sogar die Grundzüge
der anschließenden Diskussion bereits
vor Beginn des Parteitages abgesprochen
wurden. Ein Indiz unter vielen: Friedrich
Adler erwähnte in seiner Grabrede für
Otto Bauer in Paris 1938, dass Victor
Adler gegen Ende des Parteitages eine
Resolution für die Parteimehrheit verfas-
sen sollte, dazu aber schon zu müde war
und zu Otto Bauer sagte: „So, jetzt set-
zen Sie sich hin und schreiben Sie für
mich die Resolution!“36 Otto Bauer er-
füllte seinen Wunsch, womit ein und die-
selbe Person die „scharfe“ Prinzipiener-
klärung der Linken und die „gemäßigte“
Resolution der rechten Parteianhänger
ausgearbeitet hatte.

Die Debatte um die „Erklärung der
Linken“ war lang, lebhaft, emotional und
stellenweise, vor allem im Lichte der Er-
fahrungen mit der späteren politischen
Haltung der Diskutanten, kurios. Karl
Renner wies die gegen ihn erhobenen
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ausgelöst und deren Haltung die in vie-
len Punkten so berechtigte Kritik der
Linken hervorgerufen hatte. Aber sie
hatten ja vor den Delegierten verspro-
chen, „sich zu bessern“, was Otto Bauer
zu der Feststellung veranlasste: „Die
Mehrheit ist augenblicklich selbst in ei-
ner Entwicklung nach links.“41 Die spä-
teren Ereignisse bewiesen, dass diese
„Entwicklung nach links“ nur in Worten,
nicht aber in der Praxis stattfand.

SSeeiinnee hhiissttoorriisscchhee BBeeddeeuuttuunngg
Die wichtigsten unmittelbaren Ergeb-

nisse des Parteitags 1917 waren: 1. die
Bewahrung und Zementierung der Ein-
heit der österreichischen Sozialdemokra-
tie; 2. der definitive Übergang der Ge-
samtpartei auf die Positionen des Zen-
trismus; und 3. das Ende der Kriegslin-
ken, von der man als oppositioneller Par-
teigruppierung nach dem Oktober 1917
nicht mehr sprechen kann.

Der Parteitag 1917 war aber noch
mehr. Er gehört zu den bedeutsamsten
Parteitagen in der Geschichte der öster-
reichischen Sozialdemokratie überhaupt.
Die Partei erhielt durch ihn endgültig je-
ne Gestalt, die sie bis zu ihrem Unter-
gang im Februar 1934 behalten sollte.
Das in der Ersten Republik zu beobach-
tende Auseinanderklaffen des Austro-
marxismus in linkes Wort und rechte Tat
hat hier seine eigentliche Wurzel.

Die österreichische Sozialdemokratie
unterschied sich vor dem Ersten Welt-
krieg – von einzelnen Besonderheiten
abgesehen, die aus der Struktur Öster-
reich-Ungarns als Vielvölkerstaat resul-
tierten und eine intensive Beschäftigung
mit der Nationalitätenfrage notwendig
machten – in den Grundzügen ihrer poli-
tischen Strategie und Taktik wie auch in
ihrem Propagandavokabular in nichts
von den anderen großen Parteien der II.
Internationale. Zwischen 1918 und 1934
unterschied sie sich von den anderen
Parteien der Sozialistischen Arbeiter-In-
ternationale in einem Punkt, dem des ver-
balradikalen Auftretens als eines perma-
nenten Zustandes ihres Gebarens, aber
sehr wohl. Eine Antwort wie die von Otto
Bauer, der im März 1927 eine Wahlunter-
stützung seitens der KPÖ mit der Begrün-
dung ablehnte, dass in der Sozialdemo-
kratischen Partei die „Einheit der öster-
reichischen Arbeiterklasse“ bereits ver-
wirklicht und das kommunistische Pro-
gramm ohnehin „zu neun Zehntel mit dem
eigenen identisch“ sei42, hat zur selben
Zeit keine andere sozialdemokratische
Partei Europas und der Welt gegeben.

Die Ursachen dafür liegen eindeutig

in den auf dem Parteitag 1917 von den
verantwortlichen Parteiführern gezoge-
nen Schlussfolgerungen, in der Antwort
auf die Frage, wie die Radikalisierung
der Arbeiter ohne Gefährdung der Ein-
heit der Partei aufgefangen werden
könne. Die österreichische Sozialdemo-
kratie erkannte im Jahr 1917 im Ver-
balradikalismus die Möglichkeit, die
Spannung zwischen Führung und Mas-
sen zu überbrücken.

Ihn kann man daher nicht mit Etiketten
wie „geschickte Taktik“, „linke Dem-
agogie“, „Gaukelspiel“, „Täuschung“
usw. abtun, denn er war objektiv bedingt.
Hatte man sich im Jahr 1917 ein für alle-
mal entschieden, die Geschlossenheit der
Bewegung um jeden Preis zu bewahren,
so mussten auch alle Konsequenzen in
Kauf genommen werden. Und eine Kon-
sequenz war, dass man den österreichi-
schen ArbeiterInnen eine offen rechtsre-
formistische Politik nach Art der SPD in
der Weimarer Republik nicht zumuten
konnte, weil sie vom klassenbewussten
Teil der sozialdemokratischen Mitglie-
der niemals widerspruchslos hingenom-
men worden wäre. So wurde die Not-
wendigkeit, die starken linken Tenden-
zen an der Mitgliederbasis sowohl verbal
als auch materiell (durch die Sozialge-
setzgebung 1918/19, durch das „Rote
Wien“ etc.) aufzusaugen und die ganze
Spannweite der Meinungen in der Partei
unter einen einigenden Hut bringen zu
müssen, zum Dreh- und Angelpunkt aus-
tromarxistischer Politik.
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verwendeten Argumente vom „Einren-
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Bei der anschließenden Wahl des Par-
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litz, Otto Bauer, Anton David, Franz Do-
mes, Wilhelm Ellenbogen, Matthias El-
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heid Popp, Karl Renner, Jakob Reu-
mannn, Karl Seitz, Ferdinand Skaret und
Josef Tomschik.40 Unter den neu Aufge-
nommenen ragte neben Otto Bauer Karl
Renner hervor, den man den heftigen
Attacken zum Trotz demonstrativ zum
ersten Mal in den Parteivorstand wählte.
Mit Ausnahme von Otto Bauer saßen im
Parteivorstand durchwegs wieder Vertre-
ter jener Richtung, deren Politik in den
Jahren 1914 bis 1916/17 die Parteikrise
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